
In dem Maße, wie die FDJ-Organisation ihre Verant­
wortung für die Ausbildung sozialistischer Juristen 
wahrnimmt, ist sie eine politische Schule, in der die 
Studenten- Erfahrungen bei der Leitung bewußtseins­
bildender Prozesse und zur verantwortlichen Mitent­
scheidung sammeln. Im Leben seiner politischen Orga­
nisation entwickelt der Student seine Persönlichkeit

also umfassend. Das Vorbild des Hochschullehrers ist 
dafür ein bestimmende Voraussetzung. Daher wird nur 
derjenige Hochschullehrer seiner Verantwortung ge­
recht, der in enger Zusammenarbeit mit der FDJ-Orga­
nisation gute Ergebnisse und Erfolge bei der Verwirk­
lichung des wissenschaftlich-produktiven Studiums er­
zielt.
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(Schluß)*

Beratung und Entscheidung wegen Vergehen
Für die Beratung und Entscheidung wegen Vergehen 
wird das bewährte Prinzip der Übergabe der Straf­
sache durch ein staatliches Rechtspflegeorgan bedbehal- 
ten (§28 StGB). Ausgehend von den praktischen Er­
fahrungen, wurden die Voraussetzungen der Übergabe*  9  

in §§ 31 KKO und 23 SchKO weiterentwickelt und prä­
zisiert.
Die Übergabe einer Strafsache wegen Vergehens er­
folgt dann, wenn im Hinblick auf die eingetretenen 
Folgen und die Schuld des Bürgers die Handlung nicht 
erheblich gesellschaftswidrig ist und wenn unter Be­
rücksichtigung der Tat und der Persönlichkeit des Bür­
gers eine wirksame erzieherische Einwirkung durch die 
KK bzw. SchK zu erwarten ist.
Die vollständige Aufklärung des Sachverhalts und das 
Eingeständnis der Tat wurden als Voraussetzungen der 
Übergabe beibehalten (§§ 31 Abs. 2 KKO, 23 Abs. 2 
SchKO). Dagegen wird nicht mehr gefordert, daß nur 
Vergehen mit „einfachem Sachverhalt“ übergeben wer­
den sollten. Die Praxis hat gezeigt, daß die KK und 
SchK auch kompliziertere Sachverhalte klären können, 
da die Mitglieder des gesellschaftlichen Gerichts die 
örtliche oder betriebliche Situation gut kennen, lebens­
erfahren sind und z. T. über spezielle Berufskenntnisse 
verfügen.
Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, so ist 
bei a l l e n  Vergehen die Übergabe möglich. § 28 StGB 
und §§ 31 Abs. 3 KKO und 23 Abs. 3 SchKO enthalten 
eine beispielhafte Aufzählung der wichtigsten Delikts­
gruppen, bei denen vor allem auf ein Tätigwerden des 
gesellschaftlichen Gerichts orientiert werden soll. Bei 
Prüfung der Übergabe sind auch Verpflichtungen von 
Arbeitskollektiven, Hausgemeinschaften oder anderen 
Kollektiven au beachten, die die erfolgreiche Erziehung 
des beschuldigten Bürgers gewährleisten (§ 28 Abs. 3 
StGB).
Die Untersuchungsorgane, der Staatsanwalt und das 
Gericht sind wie bisher zur Übergabe in Form einer 
schriftlich begründeten Entscheidung berechtigt. An 
diese Übergabeentscheidungen sind in §§ 32 KKO und 
24 SchKO bestimmte Anforderungen gestellt. Dem ge­
sellschaftlichen Gericht werden auch künftig nicht die 
Sachakten übergeben. Deshalb muß die Übergabeent­
scheidung alles für eine gute und wirksame Arbeit des 
gesellschaftlichen Gerichts Notwendige enthalten: die 
umfassende Darstellung des Sachverhalts und der vor­
liegenden Beweismittel, die Einschätzung der Hand-

• Der erste Teil dieses Beitrags ist in NJ 1968 S. 709 ff. ver­
öffentlicht.
9 Vgl. dazu M. Benjamin, „Die Verantwortlichkeit vor gesell­
schaftlichen Rechtspflegeorganen für Strafrechtsverletzungen“, 
NJ 1967 S. 116.

lung unter Angabe des verletzten Strafgesetzes, eine 
tatbezogene Einschätzung der Persönlichkeit des Bür­
gers, die Gründe für die Übergabe an das gesellschaft­
liche Gericht und Hinweise auf Ursachen und Bedin­
gungen der Handlung. Die straffe und gedrängte Dar­
stellung dieser Fakten soll bereits auf das Wesentliche 
orientieren und das gesellschaftliche Gericht gut an­
leiten. Hat die Tat zu einem Schaden geführt, so muß 
der Übergabeentscheidung der Schadenersatzantrag und 
die Anschrift des Geschädigten bedgefügt werden. Der 
Einspruch der KK bzw. SchK gegen die Übergabe 
ist wie bisher bis zum Abschluß der Beratung möglich 
(§§ 33 KKO, 25 SchKO).
Die Erziehungsmaßnahmen, die das gesellschaftliche 
Gericht festlegen kann, sind in §§ 29 Abs. 1 StGB, 
34 Abs. 2 KKO und 26 Abs. 2 SchKO bestimmt. Ihre 
Regelung im Strafgesetzbuch bringt klar zum Aus­
druck, daß es sich um Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit handelt. Die §§ 34 KKO und 
26 SchKO orientieren darüber hinaus darauf, daß 
der beschuldigte Bürger in der Regel seine Verpflich­
tungen freiwillig übernimmt. Erst wenn es zu keiner 
freiwilligen Übernahme kommt, soll von der Möglich­
keit Gebrauch gemacht werden, Erziehungsmaßnahmen 
aufzuerlegen. Die „anderen sachbezogenen Verpflich­
tungen“ können überhaupt nur freiwillig übernommen 
werden.
Neu im System der Erziehungsmaßnahmen ist die 
Geldbuße, die 5 bis 50 M oder bei Eigentumsvergehen 
bzw. -Verfehlungen bis zum dreifachen Wert des ver­
ursachten Schadens — höchstens bis zu 150 M — be­
tragen kann. Die Erfahrungen der KK und SchK 
haben gezeigt, daß in bestimmten Fällen die erforder­
liche erzieherische Wirkung nicht allein mit solchen 
Maßnahmen erreicht werden kann, die sich nur an 
das Bewußtsein des Rechtsverletzers wenden, sondern 
daß auch materielle Sanktionen angebracht sind. Da­
bei kann die Geldbuße nicht das hauptsächliche Mittel 
sein, um die Erziehungsaufgaben des gesellschaftlichen 
Gerichts zu lösen. Deshalb nennen §§ 34 KKO und 
26 SchKO auch an erster Stelle die Möglichkeit, daß 
sich dos gesellschaftliche Gericht auf die Durchfüh­
rung der Beratung beschränkt, wenn das Verhalten des 
Bürgers gezeigt hat, daß er seine Fehler eingesehen 
und begonnen hat, sie zu überwinden.
Die Praxis hat gezeigt, daß eine undifferenzierte oder 
gehäufte Anwendung von Erziehungsmaßnahmen die 
erzieherische Wirkung der Beratung und Entscheidung 
der KK und SchK nicht erhöht, sondern sogar beein­
trächtigt. Die neuen Ordnungen geben bereits eine 
Orientierung auf die richtige Anwendung der Erzie­
hungsmaßnahmen (§§ 35 KKO, 27 SchKO). Eine Geld­
buße soll nur dann festgelegt werden, wenn die Art
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